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Politische Bildung für Jugendliche am Beispiel Kommunalpolitik.

· als EU-Projekt für ganz Europa

· als Projekt für die Gemeinde Wien aus Anlass des herabgesetzten Wahlalters. (in dieser etwas kleineren Version beziehen wir uns nur auf Wien und nehmen die europäische Entwicklung nur dazu, wenn es aus Wiener Sicht notwendig ist).

Ein Zeichen der Zeit in ganz Europa ist der Rückgang der Wahlbeteiligung. Dies schwächt das demokratische Potential und stärkt populistische Strömungen. Um dem entgegen zu wirken ist es notwendig, vor allem die Jugend zur Wahrnehmung politischer Verantwortung zu motivieren. Sie – aber warum nicht auch die „Großen“ – soll die politischen Strukturen kennen, die Zusammenhänge verstehen und wissen, wer was wo bewirken kann.  Denn das ist Politik!

Als EU-Projekt: hier wird die Beteiligung anderer EU-Mitgliedsländer und vor allem einiger Beitrittskandidatenländer wichtig und interessant!

EXKURS: ein Studie über die Entwicklung der Wahlbeteiligung in den vergangenen 20 (?) Jahren in Europa und den USA. 

Beginnen wir nicht gleich mit der Rettung der Welt: Auch in der Kommunalpolitik lässt sich viel machen.

DAS PROGRAMM soll auf mehreren Ebene laufen:

1. Allgemeine Information – für jedes Mitgliedsland. Zusammenfassung: EUropa im Vergleich

2. Spezielle Infos zu den Schwerpunkten und Bestimmungen der Kommunalpolitik – für jedes Mitgliedsland. Zusammenfassung: EUropa im Vergleich.

3. Wo, wie und (ab) wann kann man politisch aktiv werden? – für jedes Mitgliedsland. Zusammenfassung: EUropa im Vergleich

4. Interaktionsmodell (so etwa wie sim-city, aber mit unseren Inhalten!!).

BV-Wimmer: "Umwidmung der Margaretenstraße bzw. der Wiedner Hauptstraße

In der gestrigen Sitzung der Margaretner Bezirksvertretung wurden zwei Anträge der sozialdemokratischen Fraktion auf Überprüfung durch die MA 46 eingebracht, ob die  Margaretenstraße und/ oder die Wiedner Hauptstraße als Geschäftsstraßen aus der Parkraumbewirtschaftung heraus genommen werden könnten. "Hintergrund dieser beiden Anträge", so der Margaretner SPÖ-Bezirksvorsteher Kurt Ph. Wimmer heute gegenüber dem Pressedienst der SPÖ-Wien, "ist die Tatsache, dass im Vorfeld Margaretner Wirtschaftstreibende mit dieser Idee auf mich zugekommen sind. Meine Antwort war, dass eine Änderung nur dann in Frage kommt, wenn sich sowohl die unmittelbaren Anrainer und die Gewerbetreibenden zu mehr als 50 Prozent für eine Änderung aussprechen und auch die MA 46 grünes Licht gibt." 

Unabhängig von diesen beiden Anträgen, so Wimmer weiter, laufe derzeit auf der Wiedner Hauptstraße zu dieser Thematik eine Bürgerbefragung mit Rückantwortkarte, bei der die BürgerInnen bis 24. Oktober ihre Meinung bekannt geben können. "Wider besserem Wissen hat die Bezirks-ÖVP versucht, dieses Thema in der Öffentlichkeit zu skandalisieren in dem sie die Wahrheit verdreht und behauptet die Margaretner Sozialdemokraten hätten bereits alles still und heimlich und ohne Bürgerbefragung beschlossen", stellte der SPÖ-Bezirksvorsteher ausdrücklich fest. 

Es sei unverständlich, dass eine angebliche Wirtschaftspartei wie  die ÖVP, bereits erste Überlegungen zu einer dringenden Attraktivierung von Geschäftsstrassen ablehnt ohne im geringsten an die Wirtschaftstreibenden zu denken, betonte Wimmer. 

"Tatsache ist, dass die sozialdemokratische Fraktion der Margaretner Bezirksvertretung  nicht unter Ausnützung einer momentanen Mehrheit diese Anträge beschlossen hat, sondern bis zum Ergebnis der Bürgerbefragung der Bezirks-Verkehrskommission zugewiesen hat. Dafür haben die Sozialdemokraten im Interesse der Margaretner Bevölkerung selbst¬verständlich einem ÖVP-Antrag zu einer Bürgerversammlung zur Wiedner Hauptstraße zugestimmt." 

Arbeitsmarktlage

Über 248.000 Arbeitslose in Österreich im September! Schon über 59.000 junge Menschen auf Jobsuche. Wien: weiterhin hohe Arbeitslosigkeit, aber 3.700 Arbeitsplätze mehr als vor einem Jahr! Wien 2003 vor neuem Rekord bei Betriebsgründungen.

Impressum
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